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EINLEITUNG

Der Entwurf des gemal Artikel 148 AEUV zu erstellenden gemeinsamen Beschéftigungsberichts ist
Teil des Jahreswachstumsberichts zum Auftakt des europaischen Semesters 2013. Als wichtiger Input
fur die verstarkte wirtschaftliche Ausrichtung untermauert der gemeinsame Beschéftigungsbericht die
im Jahreswachstumsbericht enthaltenen zentralen Aussagen zur Beschéftigung. Die Analyse des
Berichts basiert auf der Beschaftigungslage und der sozialen Situation in Europa, der Umsetzung der
beschéftigungspolitischen Leitlinien', der Prifung der Nationalen Reformprogramme, die in die im
Juli 2012 vom Rat angenommenen |landerspezifischen Empfehlungen miindete, und der Auswertung
der bisherigen Durchfiihrung der Programme.

Zum Zeitpunkt der Herausgabe des Berichts stellt sich die Lage wie folgt dar:

Die Konjunkturerholung ist zum Stillstand gekommen. Die Beschaftigung nimmt ab und die
Aussichten fir 2013 sind triibe. In Bezug auf die Schaffung von Arbeitspldtzen ist die Lage verhalten
geblieben bzw. hat sich verschlechtert, obwohl in einigen arbeitsplatzintensiven Branchen im
gesamten Binnenmarkt nicht alles Potenzial ausgeschopft ist. Die Segmentierung der Arbeitsmérkte ist
weiter vorangeschritten und die Zahl der befristeten Arbeitsverhdtnisse und Teilzeitstellen hat
zugenommen. Die Besteuerung des Faktors Arbeit ist unverandert hoch und wurde in enigen
Mitgliedstaaten weiter angehoben.

Die Arbeitslosigkeit steigt wieder; im Euroraum hat sie ein nie dagewesenes Niveau erreicht, wobel
die Langzeitarbeitslosigkeit alarmierend hoch ist, besonders in Mitgliedstaaten, in denen eine straffe
Haushaltskonsolidierung durchgeftihrt wird. Mehr als jeder funfte junge Mensch auf dem Arbeitsmarkt
ist ohne Beschéftigung — es droht die Gefahr einer ,, verlorenen Generation*.

Die Unterschiede bei den Arbeitslosenquoten zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten haben drastisch
zugenommen — sie verdeutlichen, wie asymmetrisch die Schocks sowie die Krisenresistenz der
Arbeitsmérkte sind. Lohne und Arbeitskosten werden alméhlich angepasst, doch zeigen sich die
Auswirkungen der durchgefiihrten Reformen noch nicht in vollem Mal3e. Es bestétigen sich die
Anzeichen einer Verschlechterung beim Abgleich von Stellenangebot und -nachfrage auf den
europaischen Arbeitsmérkten und es besteht die Gefahr, dass sich die Zunahme der strukturellen
Arbeitdlosigkeit verfestigt.

Das Durchschnittseinkommen der Haushalte ist in vielen Mitgliedstaaten rickléufig und aktuelle
Daten belegen, dass Armut und soziale Ausgrenzung auf dem Vormarsch sind und ausgeprégtere
Formen annehmen, wobel die Erwerbstétigenarmut und die soziale Polariserung in vielen
Mitgliedstaaten zunehmen.

Die Wirkung des Sozial schutzes als automatischer Stabilisator hat sich seit 2010 abgeschwaécht, was zu
einem Anstieg der Armutsraten gefihrt hat. Bel der Effizienz der Ausgaben bestehen im Hinblick auf
die Eindammung der Armut deutliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten.

Beschaftigungs- und Arbeitsmarktlage in Europa erfordern konsequentere Mal3nahmen seitens der
Behorden und der Sozialpartner, in einigen Mitgliedstaaten ganz besonders. Zwar wurden ehrgeizige
Reformen eingeleitet, doch bedarf es welterer Anstrengungen, um unsere Arbeitsmérkte zu
modernisieren und in Humanressourcen zu investieren, damit die Voraussetzungen fir einen
arbeitsplatzintensiven Aufschwung geschaffen werden.

! ABI.L 308 vom 24.11.2010, S.46, ,Beschluss des Rates vom 21.Oktober 2010 uber Leitlinien fur
beschéftigungspolitische Mal3nahmen der Mitgliedstaaten (2010/707/EU)".
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1. JUNGSTE ARBEITSMARKTTRENDS UND SOZIALE ENTWICKLUNGEN

Die Wirtschafts- und Beschéftigungsprognosen sind pessimistisch und haben sich in den letzten
Monaten eingetriibt. Wenn die beschéftigungspolitische Bilanz fir das Jahr 2012 negativ ausfallt, wird
die fur 2013 prognostizierte geringfugige Steigerung des BIP nicht ausreichen, um Arbeitspléize zu
schaffen und die Arbeitslosigkeit einzudammen. Eine positivere Situation auf den Arbeitsmarkten wird
fr 2014 erwartet. Die EU ist derzeit die einzige Grofiregion weltweit, in der die Arbeitslosigkeit
weiter ansteigt.

Die Konjunkturerholung ist zum Stillstand gekommen und die Beschéftigung ist riicklaufig. Die
Zahl der erwerbstétigen 20 bis 64-Jahrigen in der EU ist zwischen dem zweiten Quartal 2011 und dem
zweiten Quartal 2012 um 0,2 % gesunken. Im Zeitraum 2008-2011 ging die Beschéftigung um 1,7 %
zurlick — in diesem Zeitraum zeigte sich die EU widerstandsfahiger als die USA (-5,8 %). Allerdings
wurde im Euroraum ein stérkerer Rickgang verzeichnet, besonders in denjenigen Landern, die eine
tiefergehende Haushaltskonsolidierung vorgenommen haben. Seit Beginn der Wirtschafts- und
Finanzkrise im Jahr 2008 beziffert sich die Zahl der verlorengegangenen Arbeitspldize jetzt auf
insgesamt 5 Millionen, von denen 4 Millionen auf die Eurozone entfalen. Die seit Krisenbeginn
festgestellten Schwankungen bei der Gesamtbeschéftigung gehen in erster Linie auf die
Teilzeitbeschéftigung und die befristeten Arbeitsverhatnisse zuriick, aber es gab auch Einschnitte bei
den unbefristeten Beschéftigungsverha tnissen.

Schaubild 1: Beschéaftigungs- und Arbeitslosenzahlen in der EU-27; 2005-2012
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Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen und EU-Ar beitskr afteerhebung

Eine positive Entwicklung ist bei der Beschéaftigungsquote der alteren Arbeitskrafte zu
verzeichnen: Sie stieg im Zeitraum 2008-2011 um 1,8 Prozentpunkte, wahrend die Gesamtquote aller
Beschéftigten um 1,5 Prozentpunkte zuriickging. Auch ist die Wirtschaftskrise bei den Frauen
verhatnismaldig glimpflicher verlaufen als bei den Mannern — so blieb die Beschéftigtenquote bel den
Frauen nahezu auf dem Niveau von 2008, wahrend sie bel den Mannern im gleichen Zeitraum um



2,6 Prozentpunkte zurlickging. Bei den jungen Menschen sank die Beschéftigtenquote im gleichen
Zeitraum um 3,8 Prozentpunkte.

Die Arbeitdosigkeit steigt wieder; im Euroraum hat sie ein nie dagewesenes Niveau erreicht. In
der EU belauft sich die Gesamtarbeitslosenquote derzeit auf 10,6 %, im Euroraum liegt sie dagegen
bei 11,6 % — diesist der hochste Wert seit Einrichtung der Wirtschafts- und Wahrungsunion. Im Mai
2012 Kkletterte die Zahl der Arbeitslosen in der EU erstmals Uber die 25-Millionen-Marke, im
darauffolgenden Quartal kamen noch weitere 0,75 Millionen Arbeitslose hinzu. Damit hat sich die
Arbeitsosenzahl seit 2008 insgesamt um rund 9 Millionen erhoht. In den meisten Mitgliedstaaten ist
die Arbeitdosigkeit auf dem Vormarsch, lediglich in sechs Landern zeigte sich im August 2012 ein
Rickgang im Vergleich zum Vorjahr.

Die Langzeitarbeitdosigkeit ist alarmierend hoch. Im zweiten Quartal 2012 waren 11,1 Millionen
Menschen in der EU seit mehr as 12 Monaten arbeitslos; dies entspricht einem Anteil von 4,6 % der
Erwerbsbevolkerung® damit hat die Zahl der Arbeitslosen gegeniiber 2008 um 4,8 Millionen
zugenommen. Im Jahr 2011 entfielen 70 % aller Langzeitarbeitslosen in der EU-27 auf die 6 groften
Mitgliedstaaten, allein mehr als 21 % auf Spanien. Von den 3,7 Millionen Menschen, die im Zeitraum
2008-2011 zusétzlich als langzeitarbeitslos eingestuft wurden, entfielen 1,6 Millionen auf Spanien.

Seit Beginn der Krise ist die Beschaftigungswahrscheinlichkeit in den meisten Mitgliedstaaten
gesunken, und zwar sowohl bel Kurzzeit- as auch bei Langzeitarbeitslosen. Besonders deutlich
gesunken ist diese Wahrscheinlichkeit in den Mitgliedstaaten, in denen eine tiefgreifende
Haushaltskonsolidierung stattfindet. In Spanien sank die Quote von 50 % auf 30 %, in Griechenland
von 25 % auf 15 %; in den Niederlanden blieb sie dagegen stabil, wahrend sie in der Tschechischen
Republik und Estland anstieg.

Schaubild 2: Anteil der Langzeitarbeitslosen an der Erwerbsbevdlkerung (in %), 2008 und 2011
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Quelle: Eurostat, EU-Arbeitskrafteerhebung

Die Langzeitarbeitdosigkeit hat bel allen Bevolkerungsgruppen zugenommen, am stérksten
jedoch be jungen Menschen und geringqualifizierten Personen. Allerdings lag die
Wahrscheinlichkeit, in die Langzeitarbeitslosigkeit abzurutschen, bei dteren Arbeitskréften 2011 bei

2 Derzeit sind Uber 44 % der Arbeitslosen langzeitarbeitslos.
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Uber 55 %, bei jungen Menschen hingegen lediglich bei rund 30 %. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen
bei den Geringqualifizierten war 2011 viermal so hoch wie bei hochqualifizierten Arbeitskréaften.
Ferner erreichte die Langzeitarbeitsosigkeit 2011 auch bel Arbeitskréften aus Drittstaaten doppelt so
hohe Werte wie bei der durchschnittlichen EU-Arbeitskraft. Einige Mitgliedstaaten konnten die
Langzeitarbeitslosigkeit erfolgreich einddammen, entweder weil der Konjunktureinbruch von kirzerer
Dauer war oder weil ihre Arbeitsmarkteinrichtungen effiziente Arbeit geleistet haben.

Mehr als jeder flnfte junge Mensch ist arbeitdos. Angesichts einer Arbeitsosenzahl von
5,52 Millionen stellt sich die Situation der jungen Menschen auf dem Arbeitsmarkt wirtschaftlich wie
auch sozial gesehen as Notlage dar. In der Uberwiegenden Mehrheit der Mitgliedstaaten ist die
Arbeitslosenquote bei den jungen Menschen in den zurtickliegenden 12 Monaten angestiegen; in zwei
Mitgliedstaaten liegt die Jugendarbeitslosigkeit nach wie vor bei Uber 50 %, in weiteren sechs Landern
bei mehr als 30%. Die Beschéftigungsquote der 20 bis34-Jéhrigen, die mindestens die
Sekundarstufe Il abgeschlossen haben, ist 2011 im Vergleich zu 2008 um 4,2 Prozentpunkte auf
77,2 % gesunken; dies belegt, dass der Ubergang von der Ausbildung auf den Arbeitsmarkt immer
schwieriger wird.

Schulabbrecher haben mit triben Beschaftigungsaussichten zu kampfen. Schulabbrecher sind
wohl die am starksten gefahrdete Untergruppe innerhalb der Gruppe der jungen Arbeitskréfte Europas.
EU-weit haben Uber die Halfte der jungen Schulabbrecherinnen und -abbrecher keinen Arbeitsplatz.
Im Zeitraum 2010-2011 ist die Schulabbrecherquote von 14,1 % auf 13,5% gesunken. Beim
Schulabbruch klafft die Schere zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten weiterhin weit auseinander;
digienigen Lander jedoch, die wirksame und umfassende Abhilfemal3nahmen getroffen haben, konnten
die Lage andererseits deutlich verbessern. Nach wie vor brechen junge Menschen aus benachteiligten
Gruppen, Migrantinnen und Migranten, ethnische Minderheiten (wie die Roma) sowie Jungen haufiger
die Schulausbildung ab.

Der Antell der jungen Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder
berufliche Aushildung absolvieren (NEET), steigt weiter. Noch besorgniserregender ist, dass der
Anteil der NEET in denjenigen Mitgliedstaaten besonders stark angestiegen ist, in denen die Quote
bereits hoch war. Obwohl die Zunahme bel jungen Mannern ausgepragter war, ist die NEET-Quote bei
jungen Frauen nach wie vor in fast allen européischen Landern hdher als bei den Mannern.



Schaubild 3: Anteil der 15 bis24-Jahrigen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche
Ausbildung absolvieren (NEET) (in %)
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Quelle: Eurostat, Arbeitskrafteerhebung

Die Unterschiede bei den Arbeitslosenquoten der einzelnen Mitgliedstaaten haben sich in den
letzten Jahren deutlich verstarkt, besonders im Euroraum. Auch auf regionaler und lokaler Ebene
gibt es grol3e Unterschiede, wobei Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit stellenweise auf subnationaler
Ebene besonders hervorstechen. Am niedrigsten war die Arbeitslosigkeit im August 2012 in Osterreich
mit nur 4,5 %, wéhrend sie in Spanien bel 25,1 % lag. Die Arbeitslosigkeit verteilt sich zu einem
grofen Tell auf verhdltnismaldig wenige Lander. So stellen insbesondere die Arbeitslosen in Italien und
Spanien sowie in denjenigen Mitgliedstaaten mit Finanzhilfeprogrammen (EL, IE, PT, RO) beinahe
die Hélfte der EU-Gesamtarbeitdosenquote, und wahrend der Krise hat sich dieser Anteil weiter
merklich erhoht.

Schaubild 4: Anderungen bei den Arbeitsosenquoten (in Prozentpunkten) in den letzten 12 bzw. 3 Monaten
zur iickgerechnet von August 2012 sowie Entwicklung der Verteilung der Arbeitslosenquoten von August 2009 bis
August 2012
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Erléuterungen: Eurostat. Zweites Schaubild: Bei 5 Mitgliedstaaten fehlen die Daten fir 08/2012. Stattdessen wurden Daten
aus folgenden Monaten herangezogen: EE und LV: Juni, EL, HU und UK: Juli.



Die Kluft bel Beschéaftigung und sozialen Indikatoren zwischen den Mitgliedstaaten vergrof3ert
sich. Diese Entwicklung zeigt sich besonders im Vergleich der slidlichen Mitgliedstaaten mit den
europaischen Randlandern. Bisher haben sich vor allem die nord- und mitteleuropéischen Staaten als
widerstandsfahiger erwiesen. Die Schocks sind offenbar asymmetrisch, doch haben Lénder mit relativ
schwach segmentierten Arbeitsmérkten und stabilen Sozialflrsorgesystemen, die in der Lage sind,
Arbeitsstunden und Arbeitszeit voribergehend anzupassen (interne Flexibilitét), sehr haufig besser
abgeschnitten.

Geméall neueren Daten haben Lohne und Arbeitskosten dazu beigetragen, die
aulRenwirtschaftlichen Ungleichgewichte auszugleichen. Auf den europaischen Arbeitsmarkten
wurden 2011 deutliche Anzeichen einer besseren Lohnentwicklung festgestellt; so sind die nominalen
Lohnstiickkosten moderat gestiegen, nachdem sie 2010 effektiv zurlickgegangen waren. Das reale
Arbeitsentgelt pro Arbeitskraft sank 2011 in rund der Hélfte der Mitgliedstaaten und seine
Aufwartsentwicklung blieb hinter dem Produktivitétswachstum zuriick, wodurch der seit 2010
bestehende Abwartstrend beim Lohnantell bekraftigt wurde. Die Entwicklung der nominalen
Lohnstiickkosten gestaltet sich ein wenig unterschiedlich in den einzelnen Mitgliedstaaten. Im
Allgemeinen lehnt sich die Entwicklung der Lohnstiickkosten stérker an Mal3nahmen zum Ausgleich
auBenwirtschaftlicher Ungleichgewichte an; dabel kristallisiert sich immer deutlicher der Unterschied
heraus zwischen Landern, die ihre Arbeitslosigkeit stéarker eindémmen und ihre auf3enwirtschaftlichen
Positionen stérker ausgleichen missen, und solchen, in denen sich die Konjunktur nachhaltiger erholt
hat und die einen L e stungsbhilanziberschuss aufweisen.

Schaubild 5: Jahrlicher Zuwachs bei den nominalen Lohnstiickkosten (Q2/2011/Q2/2012) und Entwicklung in
8 ausgewdhlten Mitgliedstaaten (an die landerspezifische Empfehlungen zu den Lohnen gerichtet wurden),
Q2/2008-Q2/2012
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Quelle: Eurostat

Der vor der Krise bestehende Trend, wonach Léander, die in puncto Arbeitsosigkeit schlechter
abschnitten, eine stérkere Dynamik bel den Reall6hnen aufwiesen, hat sich seit 2010 umgekehrt.
Diese Entwicklung hat dazu beigetragen, dass sich die Wettbewerbsfahigkeit der Exportbranchen
allméhlich verbessert. In Léandern, die dabei sind, ihre Leistungshilanz auszugleichen, oder diesen
Prozess mehr oder weniger abgeschlossen haben, sind Arbeitskraftebedarf und Lohne offenbar im



Sektor der handelbaren Guiter nachhaltiger. Aul3erdem ist erwiesen, dass die Realldhne bis 2009 eine
ausgepragtere Dynamik aufwiesen, sich dieser Trend aber seit 2010 umgekehrt hat.

Das Durchschnittseinkommen der Haushalte ist in vielen Mitgliedstaaten ricklaufig. In zwel
Dritteln der Mitgliedstaaten ist das verfligbare Bruttoeinkommen der Haushalte im Zeitraum
2009-2011 gesunken; hierbei hat sich die Schere zwischen den einzelnen Landern vergrof3ert. In den
meisten Mitgliedstaaten hat die anhaltende Wirtschafts- und Arbeitsmarktkrise in Verbindung mit der
Notwendigkeit, die Haushaltskonsolidierung fortzusetzen (die auch Leistungskirzungen und
Steuererh6hungen umfasst), im Laufe der Zeit zu ener schwécheren Schutzwirkung der
einzelstaatlichen automatischen Stabilisatoren gefihrt, da Leistungsempfanger ihre Anspriiche
ausgereizt haben oder ihre Leistungen gekirzt wurden. So betraf die Abwértsentwicklung beim
verflgbaren Einkommen der Haushalte besonders digjenigen Mitgliedstaaten, in denen die Rezession
anhielt. Anteil an dieser deutlichen Einkommensminderung haben offenbar die seit 2010
durchgefihrten Mal3nahmen zur Haushaltskonsolidierung.

Schaubild 6: Anderungen beim verfiigbaren Bruttoeinkommen der Haushalte wahrend der Krise
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Der Antell der EU-Haushalte, die nach eigenen Angaben finanzielle Probleme haben, ist nach
wie vor auf einem historischen Hochststand und ist in den letzten Monaten im Allgemeinen weiter
angestiegen. Im Jahr 2012 erhohte sich der Indikator fur die finanzielle Belastung im untersten Quintil
im Vergleich zum Vorjahr besonders stark in Spanien und Italien (um 10 Prozentpunkte); in
6 Mitgliedstaaten sank er dagegen.

Neuere Daten belegen, dass Armut und soziale Ausgrenzung auf dem Vormarsch sind und
ausgepragtere Formen annehmen. Der Anteill der Menschen, die von Armut oder soziaer
Ausgrenzung bedroht sind, hat seit 2008 in mehreren Mitgliedstaaten zugenommen; ihre Zahl ist hoher
als digenige der Lénder, in denen dieser Anteil gesunken ist. Besonders hiervon betroffen waren
bestimmte Bevdlkerungsgruppen (u. a. Kinder, Alleinerziehende, Personen im Haupterwerbsalter und
insbesondere junge Menschen). Im Hinblick auf das Ausmal3 der Armut zeigt sich, dass die Armut bel
armutsgefahrdeten Personen in vielen Léndern zunimmt, insbesondere in Landern mit hohem
Armutsrisiko. Im Jahr 2010 lag das mittlere Einkommen armutsgeféhrdeter Personen in der EU um
22 % unter der Armutsgrenze — die Kluft zwischen Arm und Reich hat sich seit 2008 demnach in den
meisten Mitgliedstaaten vertieft.



Schaubild 7: Entwicklung der Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen in den EU-
Mitgliedstaaten im Zeitraum 2008-2011
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Erwerbstatigenarmut und soziale Polarisierung nehmen in vielen Mitgliedstaaten zu. Im Jahr
2011 war ein Drittel der armutsgefahrdeten Erwachsenen im Erwerbsalter erwerbstétig. Im Jahr 2010
lebten 8,4 % der erwerbstétigen Personen unterhalb der Armutsgrenze, und das Risiko war fir
Familien mit unterhaltspflichtigen Kindern deutlich héher (10,7 %). Bei den Frauen nahm die Armut
trotz Erwerbstétigkeit zu, bei den Mannern ist die Quote jedoch nach wie vor hoher. Im Zeitraum
2006-2010 nahm die Erwerbstétigenarmut in einem Drittel der Mitgliedstaaten deutlich zu; darunter
befanden sich auch enige der wohlhabendsten EU-Lander, deren Volkswirtschaften und
Arbeitsméarkte eine hohere Widerstandsfahigkeit aufweisen. Mégliche Grinde hierfr kénnten u. a.
Lohnanpassungen, eine Reduzierung der Arbeitszeit, Kurzarbeit sowie eine Zunahme bei Teilzeit und
befristeten Beschéftigungsverhaltnissen sein.

2. GROSSE ARBEITSMARKTPOLITISCHE HERAUSFORDERUNGEN

Die neuesten Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt lassen sich zum Teil auf Konjunkturschwankungen
zurickfuhren, insbesondere auf die schwere Wirtschaftskrise, aber sie sind auch eine Folge
struktureller  und  institutioneller  arbeitsmarktpolitischer  Herausforderungen, die die
Wirtschaftstétigkeit und das Funktionieren der Arbeitsmérkte beeintrachtigen.

Die Nettozahl der neu geschaffenen Stellen (Beschaftigungszuwachs) ist —auf3er im Jahr 2010 —
sowohl in der EU insgesamt als auch in den Mitgliedstaaten konstant gesunken. Seit Mitte 2011
gibt es in ganz Europa wieder negative Beschaftigungszuwachsraten. Dies ist das Ergebnis des
rucklaufigen Trends bei der Zahl der neu besetzten Stellen (Einstellung vormals Arbeitsloser) und der
Zunahme bel den abgebauten und aufgegebenen Arbeitsplétzen; hier sind Mal3nahmen gefordert, die
die Nachfrage nach Arbeitskréften und ein arbeitsplatzintensiveres Wachstum fordern®. Andererseits
zeitigen aus den Strukturfonds und dem Kohéasionsfonds geforderte Programme zur Schaffung von
Arbeitspldtzen eine deutlich positive Entwicklung sowohl im Hinblick auf die Schaffung von
Arbeitspldtzen (brutto) als auch die Unterstiitzung von Unternehmensgriindungen.

3 Siehe das Beschaftigungspaket der Europé schen Kommission vom April 2012.
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Schaubild 8: Arbeitslosenzahlen und Zahl der neu besetzten Stellen in der EU-27; Q1/2007-Q4/2011
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Das Potenzial zur Schaffung von Arbeitsplatzen in wichtigen Branchen lief3e sich weiter
ausbauen, wenn die bestehenden Qualifikationsengpasse beseitigt wirden. Schétzungen zufolge
sollen bis 2020 in der Okoindustrie rund 8 Mio. Stellen geschaffen werden, von denen 2,8 Mio. auf
Malnahmen zur effizienteren Ressourcennutzung, 2Mio. auf die Umsetzung von
Energieeffizienzmal3nahmen und weitere 3 Mio. auf den Ausbau des Bereichs der erneuerbaren
Energien entfallen sollen®. Es wird davon ausgegangen, dass 2012 EU-weit 3,4 Mio. Menschen in der
Umweltindustrie arbeiten — dies ist eine Steigerung gegentber 2008 (2,7 Mio.) und zeigt, dass die
Umweltbranchen selbst unter den derzeitigen wirtschaftlichen Bedingungen Uber ein Potenzia zur
Schaffung von Beschaftigungswachstum verflgen. Im Zeitraum 2005-2009 wurden in den mit
erneuerbaren Energien befassten Branchen Gber 300 000 neue Stellen geschaffen. Im Gesundheits- und
sozialen Sektor wurden von 2008-2011 ca. 1 866 000 neue Stellen geschaffen. Und die Nachfrage
nach neuen Stellen in dieser Branche soll steigen — im Zeitraum 2010-2020 wird mit 8 Mio. neuen
Arbeitsplatzangeboten gerechnet. Im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien
sollen bis 2015 bis zu 700 000 Stellen fur IKT-Spezidisten verflgbar sein. In beiden der genannten
Branchen geht es darum, dltere Belegschaften durch jingere Arbeitskrafte zu ersetzen. Betréchtliche
Qualifikationsengpéasse werden im Allgemeinen in den Branchen der Umweltindustrie, der
Informations- und Kommunikationstechnologien und des Gesundheitssektors gemeldet, insbesondere
bei denjenigen Berufen, die eine hohe fachliche Qualifikation voraussetzen.

Die Besteuerung des Faktors Arbeit ist unverandert hoch und wurde in einigen Mitgliedstaaten
weiter angehoben; durch Anderungen bei der Zusammensetzung sinken jedoch die
Arbeitskosten. Ein  hoher Steuerkeil hadlt Zweitverdiener sowie Geringverdiener und
Geringqualifizierte davon ab, eine Beschaftigung aufzunehmen, und kann die aggregierten
Beschéftigungsquoten dieser Gruppen beeintrachtigen. Der durchschnittliche Steuerkeil fir die EU-27

Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen SWD(2012) 92 final vom 18.4.2012, ,, Exploiting the Employment
Potential of green growth".
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betrug 2011 39,6 % gegeniber 21 % in der Schweiz, 29,5 % in den USA sowie 30,8 % in Japan und
Kanada. Insgesamt legte er in Europa zwischen 2010 und 2011 um 0,3 Prozentpunkte zu, wobei auch
Niedrigverdiener von der Entwicklung betroffen waren. In der Regel nahm die steuerliche Belastung
am meisten in denjenigen Mitgliedstaaten zu, in denen der Steuerkeil bereits hoch war. Dies ist aber
hauptsachlich auf Anderungen bei der Einkommenssteuer zuriickzufiihren; in einigen Fallen spielten
zusétzlich Senkungen bei den vom Arbeitgeber zu entrichtenden Sozialabgaben eine Rolle, wodurch
die Arbeitskosten gesunken sind.

Schaubild 9: Steuerkeil bei Niedrigverdienern (unter Zugrundlegung von 67 % des Durchschnittslohns fir diese
Per sonengruppe) im Jahr 2011 und Anderungen im Zeitraum 2010-2011
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Erlauterung: *Daten fur die EU-Mitgliedstaaten, die nicht der OECD angehéren (BG, LV, LT, MT und RO) liegen nur fir
2010 vor; **CY: Daten fiir 2007. Bei diesen Landern werden die Anderungen beim Steuerkeil fiir den Zeitraum 2009-2010
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Die Arbeitsmarkte haben sich weiter segmentiert und die Zahl der Dbefristeten
Arbeitsverhéltnisse und Teilzeitstellen hat zugenommen. Im Zeitraum 2007-2011 ist der Antell der
Arbeitskréfte, die unfreiwilligerweise in einem befristeten Arbeitsverhdtnis stehen oder eine
Teilzeitbeschéftigung austiben, in 21 der 27 Mitgliedstaaten gestiegen. Die Lage in den einzelnen
Mitgliedstaaten ist htchst unterschiedlich, doch weisen die Mittelmeerstaaten und Polen die starkste
Segmentierung auf. Die Hauptursache der Arbeitsmarktsegmentierung ist in den asymmetrischen
Arbeitsschutzregelungen bel unbefristeten und befristeten Arbeitsverhdtnissen/Zeitarbeit zu suchen.
60,4 % der 15 bis64-Jahrigen standen 2011 unfreiwillig in einem befristeten Arbeitsverhédtnis. In
Mitgliedstaaten mit strengeren Arbeitsschutzregelungen ist die Wahrscheinlichkeit, eine unbefristete
Stelle zu finden, geringer.
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Schaubild 10: Anteil der Arbeitskréfte, die unfreiwilligerweise in einem befristeten Arbeitsverhéltnis stehen oder
eine Teilzeitbeschaftigung austiben (2007 und 2011) und Ubergange von einem befristeten zu einem unbefristeten
Beschaftigungsver haltnis (Stand: 2010)
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Erlauterung: *9: Daten fir 2011; **1E: esliegen nur Daten fir 2007 vor.
Quelle: Eurostat, Arbeitskréafteerhebung und SILC

Bel den befristet beschéaftigten Arbeitskréaften in der EU sind junge Menschen
unver haltnismaiig stark reprasentiert; ihre Lage hat sich immer weiter verschlechtert. Im Jahr 2011
hatten etwa 42,5% der jungen Arbeitskrdfte in der EU eine befristete Stelle, wahrend der
Durchschnittswert bezogen auf die Erwerbsbevdlkerung insgesamt 14,0 % betrug. ES ist erwiesen,
dass zeitlich befristete Arbeitsverhdtnisse jungen Menschen ein Stliick weit den Weg in en
unbefristetes Arbeitsverhdltnis ebnen konnen; dies gilt jedoch nicht fir eine ganze Reihe anderer
Mitgliedstaaten, in denen besonders wenig Ubergénge von einem befristeten in ein unbefristetes
Arbeitsverhdltnis registriert werden.

Schaubild 11: unbefristet und befristet beschaftigte Arbeitskréfte, Selbststandige und Gesamtzahl der Arbeitskrafte
(15 bis 64 Jahrige); Q1/2007-Q1/2012
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Ein groller Anteil des Beschéftigungszuwachses in  der Krise entfallt auf die
Teilzeitbeschaftigung. Im Zeitraum 2008-2010 ist die Gesamtbeschaftigung geschrumpft und die
Zahl der Vollzeitbeschéftigten ist um 6,2 Mio. gesunken, gleichzeitig hat aber die Zahl der
Tellzeitarbeitskréfte um 1,1 Mio. zugenommen. In den letzten Jahren ist die Teilzeitbeschéftigung
kontinuierlich gestiegen — 2011 erreichte sie einen Antell von 188 %. Rund ein Drittel der
erwerbstétigen Frauen Uben eine Teilzeitbeschaftigung aus, wahrend es bei den Méannern lediglich
8,1 % sind; darin spiegelt sich wider, dass lediglich fir 28 % der Kinder unter 3 Jahren und fir 84 %
der Uberdreijahrigen Kinderbetreuungseinrichtungen zur Verfiigung stehen.

Esgibt jingste Anzeichen fir eine Verschlechterung beim Abgleich von Angebot und Nachfrage
auf den européischen Arbeitsméarkten. Bei den meisten Mitgliedstaaten hat sich die Beveridge-
Kurve, mit der Arbeitslosenquote und offene Stellen zueinander ins Verhétnis gesetzt werden, weiter
nach rechts auf3en verschoben. In drei Mitgliedstaaten (BE, AT und FI) folgt die Entwicklung seit
2008 jedoch der Beveridge-Kurve und in einem Mitgliedstaat (DE) hat sich die Kurve nach innen hin
verschoben, was eine bessere arbeitsmarktpolitische Lage und einen besseren Abgleich von
Stellenangebot und -nachfrage abbildet. Die Verschlechterung ist mdoglicherweise auf folgende
Faktoren zurlckzuftihren: Diskrepanzen zwischen Qualifikationen und dem fir eine bestimmte
Tatigkeit geforderten Ausbildungsniveau, steigende Langzeitarbeitslosigkeit, inadaguate Reaktion auf
demografischen Wandel und ineffiziente Arbeitsvermittlungsleistungen. Urséchlich kénnen aber auch
Hindernisse und Hemmfaktoren sein, die der geografischen und der Beschéftigungsmobilitét
entgegenstehen, sowie ein asymmetrischer Kenntnisstand bei Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern
sowie Arbeitskréften. So sehen sich EU-Burgerinnen und -Birger immer noch mit rechtlichen,
verwaltungstechnischen sowie alltaglichen Hindernissen konfrontiert, wenn sie sich in einem anderen
Mitgliedstaat niederlassen. Es sind weitere Reformen geplant, um das Europaische Portal zur
beruflichen Mobilitdt ,EURES‘® zu einem bedarfsgesteuerten Instrument fir Rekrutierung,
Stellenvermittlung und Abgleich von Angebot und Nachfrage innerhalb der EU umzugestalten;
mithilfe dieses Tools sollen die Mitgliedstaaten dann ihren jeweiligen EURES-Dienst an ihre
individuellen wirtschaftlichen Anforderungen anpassen kénnen, z. B. indem sie Mangel berufe férdern
und bestimmte Personengruppen (wie junge Menschen) untersttitzen.

Netz aus 31 europédischen Arbeitsverwaltungen, das die Mobilitdt von Arbeitskréften innerhalb der
Mitgliedstaaten, den EWR-Staaten und der Schweiz férdert.
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Schaubild 12: Beveridge-Kurve fur die EU-27; Q1/2008-Q3/2012
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abgeleitet aus einer EU-Unternehmensumfrage

Es bestenht die Gefahr, dass sich die anhaltende strukturelle Arbeitslosigkeit verfestigt. Die
festgestellte AuRRenverschiebung der Beveridge-Kurve ist méglicherweise nur voribergehend: so
versucht der Arbeitsmarkt, beispielsweise durch Anpassungen bei der Lohn- und Gehaltsdynamik,
Umschulungen oder eine Verstarkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf die geédnderte
Wirtschaftstétigkeit zu reagieren und sich daran anzupassen. Die Verschiebung kdnnte aber auch auf
langerfristigere strukturelle Probleme hindeuten, die die strukturelle Arbeitslosigkeit auf Dauer in die
Hohe zu treiben drohen. Daten lassen den Schluss zu, dass die strukturelle Arbeitslosigkeit, gemessen
als Quote der Arbeitsosigkeit, bei der Lohnerhdhungen keinen Inflationsschub auslésen, in den
meisten EU-Mitgliedstaaten seit Krisenbeginn gestiegen, und dieser Anstieg ist mit der
Verschlechterung der Beveridge-Kurve einhergegangen.

Schaubild 13: Quote der Arbeitdosigkeit (in %), bel der Lohnerhéhungen keinen Inflationsschub auslésen, fir die
einzelnen Mitgliedstaaten
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Quelle: AMECO

Die Aufwendungen flr aktive arbeitsmarktpolitische Mal3nahmen je arbeitslose Person sind seit
Kurzem ricklaufig. Es ist erwiesen, dass sich eine aktive Arbeitsmarktpolitik positiv auf die
Beschaftigungsquote auswirkt, insbesondere im Hinblick auf Frauen und Geringqudlifizierte. Die
Mitgliedstaaten mit der niedrigsten Langzeitarbeitdosigkeit gehdren auch zu denen, in denen die
Teilnahme an aktiven arbeitsmarktpolitischen Mal3nahmen am hochsten ist; es kdnnen jedoch auch
noch andere Faktoren mit zu dieser guten Leistung beigetragen haben. Die tatsachlichen
Aufwendungen fir die aktive Arbeitsmarktpolitik pro arbeitslose Person sind im Zeitraum 2007-2010
jedoch um tiber 20 % gesunken®.

Schaubild 14: Teilnahme an aktiven arbeitsmarktpolitischen MafRnahmen (2010) und Langzeitarbeitslosenquote (2011)
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Die Abfederungswirkung der als automatischer Stabilisator fungierenden Sozialschutzsysteme
auf das Einkommen der Haushalte hat sich nach 2009 abgeschwécht. In der Anfangsphase der
Krise kam den Sozialleistungen eine wichtige Rolle bei der Stabilisierung des Einkommens der
Haushalte zu. Im Euroraum wirkten sich die Nettosozialleistungen und Steuersenkungen 2009 und in
den ersten beiden Quartalen 2010 positiv auf das verfligbare Bruttoeinkommen der Haushalte aus. In
der zweiten Phase der Krise schwéchte sich diese Wirkung jedoch allméhlich ab. Ende 2010 begannen
sich die Sozialleistungen negativ auf das Bruttoeinkommen der Haushalte auszuwirken. In einigen
Mitgliedstaaten steigt die Zahl der Menschen, die in kein Sozialschutzsystem eingegliedert sind. Die
Abschwéchung hangt damit zusammen, dass die Sozialleistungen, auf die eine Person Anspruch hat,
im Laufe der Zeit weniger werden, dass anféngliche Unterstiitzungsmal3nahmen zur Anhebung des
verfugbaren Einkommens audlaufen bzw. damit, dass in einigen Landern infolge der
Haushaltskonsolidierung die Aufwendungen fir Soziallei stungen gekirzt wurden.

Im Hinblick auf die Eindammung der Armut pro Einheit der aufgewendeten Mittel bestehen bel
der Effizienz der Ausgaben bestehen deutliche Unterschiede zwischen denjenigen
Mitgliedstaaten, deren Ausgabeverhalten und deren Sozialschutzsysteme dhnlich sind. Steuer- und
Sozialleistungssysteme gehdren zu den wichtigsten Instrumenten, mit denen sich Einkommensarmut
verhindern und eindémmen |&sst. Mit den Aufwendungen fur Sozialleistungen (ausgenommen Renten-

6 Schédtzungen der OECD anhand der OECD-Datenbanken zu Arbeitsmarktprogrammen und den wichtigsten

Wirtschaftsindikatoren.
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und Pensionszahlungen) konnte die Armutsquote in der EU im Jahr 2010 von 26 % auf 16 %
abgesenkt werden; dies entspricht einer Senkung um 37 %. Dennoch erzielen Mitgliedstaaten, die
ahnliche Summen fir den Sozialschutz aufwenden, unterschiedliche Ergebnisse und vice versa. In
manchen Léandern gelingt es, die Armutsquote bel Kindern und alten Menschen sowie die
krankheitsbedingten Fehlzeiten mit geringerem Mittelaufwand zu senken. In einigen Landern falen
die Sozialleistungen héher aus, weil sie die Dauer der Leistungsberechtigung erfolgreich einschranken,
indem sie die betroffenen Personen zligig wieder in den Arbeitsmarkt eingliedern. Unterstitzt werden
konnte die Aktivierung dadurch, dass eine ausgewogene Balance zwischen pauschalen und
bedurftigkeitsabhangigen Leistungen sowie zwischen Geld- und Sachleistungen gefunden wird.
Vergleicht man die Aufwendungen fir den Sozialschutz mit dem Erfolg bel der Eindédmmung der
Armut, so stellt man fest, dass einige Systeme effizienter sind als andere. BG, LV, PL und RO gehdren
zu den Landern, in denen mit geringen Sozialaufwendungen eine nur geringe Wirkung erzielt wird; in
ES, IT, PT, CY (und EL) ist die Wirkung &@hnlich gering, jedoch sind die Aufwendungen héher. Auch
bei der Bekampfung der Kinderarmut schneiden die genannten Lénder schlechter ab als der EU-
Durchschnitt.

Eine grofe Herausforderung besteht weiterhin darin, die Strategien zur aktiven Eingliederung
in vollem Mal3e umzusetzen; diese umfassen auch eine angemessene Einkommensunterstiitzung,
integrative Arbeitsmarkte und Zugang zu hochwertigen Dienstleistungen. In vielen Landern ist nun
eine Entwicklung dahingehend zu erkennen, dass eine aktive Sozialflrsorgepolitik betrieben wird und
finanzielle Hemmnisse abgebaut werden, die einer Beschéftigung im Wege stehen. Bel der Reichwelte
der Soziahilfesysteme und beim Mindesteinkommen sind die Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten nach wie vor grof3; weiter ausgebaut werden muss auch die Unterstiitzung fur
digienigen Bevolkerungsgruppen, die von der schwersten Form von Armut betroffen sind (wie
Obdachlose und Roma). Eine adaguate Einkommensunterstiitzung tragt erfolgreich dazu bei, die
Ubergange in die Beschaftigung zu erleichtern, die soziale Eingliederung zu férdern und die
aggregierte Nachfrage anzukurbeln. Eine hochwertige und bezahlbare Kinderbetreuung unterstiitzt die
Eltern bel der Eingliederung in den Arbeitsmarkt und bietet den Kindern die bestmdglichen
Voraussetzungen fur ihr spdteres Leben. Allerdings zeigt sich, dass die Inanspruchnahme der
Betreuungsangebote bei den am stérksten gefahrdeten Familien in der Regel geringer ist; urséchlich
hierfir sind Faktoren wie Angebot und Zugangsmdglichkeiten, finanzielle Aspekte,
Anspruchsberechtigung und Entscheidung der Eltern.

3. DURCHFUHRUNG STRUKTURELLER ARBEITSMARKTREFORMEN

Am 1. und 2. Marz 2012 legte der Européische Rat auf der Grundlage des Jahreswachstumsberichts
2012 der Kommission die politischen Leitlinien fest, nach denen die Mitgliedstaaten ihre Nationalen
Reformprogranme mit ihren Planen flir eine Arbeitsmarktreform zur Umsetzung der in den
beschéftigungspolitischen Leitlinien festgelegten Kernziele der EU vorlegen muissen. Auf der
Grundlage der Vorschldge der Kommission hat der Rat |anderspezifische Empfehlungen dahingehend
angenommen, in welchen Bereichen der beschaftigungspolitischen Leitlinien die Mitgliedstaaten
politische Reformen einleiten sollten.

In diesem Abschnitt werden die Politikmal3hahmen dargelegt, mit denen die Mitgliedstaaten ihre
Nationalen Reformprogramme sowie die im Jahreswachstumsbericht 2012 festgelegten Prioritéten
umsetzen.

3.1. Mobilisierung der Arbeitskrafte fir mehr Wachstum

Mehrere Mitgliedstaaten (BE, CZ, EE, HU, IE and PT) haben Mal3nahmen eingeleitet, um ihre aktive
Arbeitsmarktpolitik zu intensivieren und ihre 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen zu starken. In
Belgien wurden die Lohnzuschusse fur Arbeitskréfte erhoht, die as Wissensarbeiter eingestuft werden

16



(d. h. im privaten und offentlichen Sektor beschéftigte Forschungskréfte). In der Tschechischen
Republik werden gemeinnutzige Tatigkeiten als Aktivierungsmaldnahmen eingesetzt und von der
offentlichen Arbeitsverwaltung koordiniert. In Estland setzt das neue Beschaftigungsprogramm
2012-2013 auf breiter gefacherte arbeitsmarktpolitische Mal3nahmen und auf eine breitere Zielgruppe
fr die einzelnen Manahmen. In Ungarn wurde die aktive Arbeitsmarktpolitik durch folgende
Schwerpunktsetzung intensiviert: Schulung des Personals der Gffentlichen Arbeitsverwaltungen,
Einfuhrung von Dienstleistungsmodellen, die auf die Bedirfnisse der Kunden zugeschnitten sind,
Dienstleistungspakete fur Kleinstunternehmen und KMU, Ausweitung des Portals und der
elektronischen Dienstleistungen der offentlichen Arbeitsverwaltungen sowie Umgestaltung der
Regelungen fir offentliche Arbeiten. In Irland werden die Auflagen verschérft, um einen Anreiz fur
Teilzeitbeschéftigte zu schaffen, in eine Vollzeitbeschéftigung zu wechseln. In Portugal schliefdlich
wurden Mal3nahmen eingeleitet, um die Leistung der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen zu verbessern,
und es wurden Entgeltzuschtisse fur Arbeitsl ose eingefihrt.

Die steuerliche Belastung des Faktors Arbeit war 2011 und 2012 weiterhin hoch und bei den
Arbeitskosten war insgesamt ein Anstieg zu verzeichnen; andererseits konnten bei bestimmten
benachteiligten Personengruppen (Geringqualifizierte und Geringverdiener) einige positive
Entwicklungen erzielt werden. In vielen Mitgliedstaaten (BE, DK, CY, FI, EL, ES, IE, IT, FR, LU,
NL, PT, SL, UK) wurde vor Kurzem die Einkommenssteuer erhoht, héufig, indem der Regelsatz
heraufgesetzt wurde. In vielen Féllen ist die Mal3nahme voribergehender Natur und als allgemeine
Mehrbelastung oder als Solidaritatsabgabe von Vielverdienern (GR, IT, CY, LU, PT, SP) ausgestaltet.
Osterreich und die Tschechische Republik wollen in Kiirze vergleichbare Malnahmen einleiten. In
vielen Landern (AT, BG, CY, FR, EL, HU, LV, PL, PT und UK) wurden auch die Sozialabgaben
erhoht.

Die MalRnahmen zur Verringerung der steuerlichen Belastung des Faktors Arbeit zielten in
erster Linie darauf ab, die Beschéaftigung bestimmter Personengruppen zu fordern, und gingen
in der Regel mit einer Anderung der Steuerbemessungsgrundlage einher. In Belgien wurden
beispielsweise die Sozialabgaben fir junge Menschen, Geringverdiener und dtere Arbeitskréfte
gesenkt, wodurch KMU neue Arbeitskrafte einstellen und Selbststéandige unterstiitzt werden sollen. Es
wurden auch Steuererleichterungen fur Arbeitskrafte mit geringem und mittlerem Einkommen
eingefihrt, so in Finnland und Ungarn, wo Steuergutschriften und Grundfreibetrége erhéht wurden. In
Schweden wurde der Grundfreibetrag fir das Einkommen bei Arbeitskréften Gber 65 erhoht, um die
L ebensarbeitszeit zu erhGhen.

Es werden verschiedenste Mal3nahmen getroffen, um Unter nehmensgr iindungen und selbststandige
Beschaftigung zu fordern (AT, BE, BG, EE, ES, IE, MT, HU, PL, PT, UK). In Osterreich erhalten
Auszubildende und Unternehmen, die Aushildungspldize anbieten, zusétzliche Unterstitzung im
Rahmen eines Pilotprojekts, das u. a. auch Rechtsberatung und Mediation einschlief3t. In Belgien
zielen die Mal3nahmen darauf ab, Unternehmen leichteren Zugang zu Krediten zu verschaffen, die
administrativen Ablaufe zu vereinfachen und die Sozialabgaben im Hotel- und Gaststéttengewerbe zu
senken. In Bulgarien wird der Weg in die Selbststandigkeit durch Beratung, Schulungen und
Hilfestellung bei der Unternehmensgrindung bzw. durch die Bereitstellung von Ausristung und
Reparaturdiensten fir neu gegriindete Kleinunternehmen. In Spanien wird die Unternehmensgriindung
dadurch gefdrdert, dass die administrativen Hirden fir Kleinunternehmen gesenkt und in
Touristengebieten erweiterte  Geschéftszeiten genehmigt werden. In  Irland reichen die
Unterstiitzungsmal3nahmen u. a. von Finanzhilfen Uber Darlehen und Birgschaften bis hin zu Anreizen
fur Unternehmensgriindungen. In Malta werden die burokratischen Hurden fir eine selbststéndige
Téatigkeit abgebaut und es wurde ein neues Blrgschaftssystem fir Unternehmen (,,Micro Guarantee
Scheme”) angekindigt, mit dem Selbststandige und Kleinunternehmen leichter an eine
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Darlehensbirgschaft kommen sollen. In Polen werden Unternehmensgriindungen, Selbststandigkeit
und Wirtschaftstétigkeit mit Mitteln aus dem Européischen Sozialfonds geférdert. In Portugal wird
Unternehmern und Selbststandigen Zugang zu Finanzmitteln verschafft, und Arbeitsose, die ein
eigenes Unternehmen grunden wollen, erhalten technische Unterstiitzung. Im Vereinigten Konigreich
wurde das Darlehenssystem aufgestockt, damit die Banken KMU bereitwilliger Darlehen gewahren.

Einige Mitgliedstaaten (BE, ES, IE, IT, SE) haben die L eistungen bei Arbeitslosigkeit angepasst, um
die Wiederaufnahme einer Beschéftigung zu férdern. In Belgien hat die Reform der Sozialleistungen
bei Arbeitdosigkeit dazu gefiihrt, dass die Hohe der Leistungen friher und schneller abnimmt als
zuvor. In Spanien wurde das Arbeitslosengeld fir mehrere Kategorien gekirzt. In Portugal wurden mit
einem neuen Gesetz Bezugsdauer und Summe der Leistungen bel Arbeitslosigkeit gekirzt, um die
Wahrscheinlichkeit, dass Menschen von Sozialeistungen abhangig werden und in die
Langzeitarbeitsdosigkeit abrutschen, zu verringern. In Schweden wurden strengere Kriterien fur die
Anspruchsberechtigung und ein niedrigeres Ersatzeinkommen eingefiihrt und die Dauer des Bezugs
von Leistungen bei Arbeitslosigkeit zeitlich beschréankt.

In Spanien wird die gemeinsame Verantwortung gestéarkt, indem die Auflagen die Teilnahme an
aktiven arbeitsmarktpolitischen Malinahmen einschlief}en. In Irland wurden die Auflagen fir
Arbeitsuchende verscharft, insbesondere im Hinblick auf Langzeitarbeitdose. In Italien soll das neue
System der Sozialversicherung fur Beschaftigung das derzeitige System der Leistungen bei
Arbeitdosigkeit allmahlich abldsen.

In einigen Mitgliedstaaten (EL, ES, PT) wurden Malnahmen bezlglich der Lohnfestsetzung
getroffen, die gewéhrleisten sollen, dass sich die Léhne im Einklang mit der Produktivitét entwickeln.
In Spanien hat vor Kurzem die Arbeitsmarktreform die Festsetzung von Arbeitszeit und Lohnen auf
Unternehmensebene beguinstigt, und Unternehmen konnen leichter aus Tarifvertrdgen aussteigen. In
Portugal wird dafur gesorgt, dass sich die Lohne im Einklang mit den Bedingungen im Unternehmen
entwickeln, indem Tarifvertrége nicht angewandt werden, wenn die Arbeitgeberverbande weniger als
50 % der Gesamterwerbsbevdlkerung abdecken.

In Deutschland wird das System branchenspezifischer Mindestiohne auf immer mehr Branchen
ausgeweitet. In Ungarn ist das neue Arbeitsrecht seit 1. Juli 2012 in Kraft, wobei der Mindestlohn um
19 % angehoben wurde. In Griechenland werden Mal3nahmen zur Lohnfestsetzung ergriffen, und es
wurde beschlossen, die Mindestléhne zu senken und einen spezifischen Mindestlohn fir junge
Menschen einzufihren.

In mehreren Mitgliedstaaten (AT, BG, DE, ES, LV, HU) wurden Mal3nahmen zur Steigerung der
Arbeitsmobilitat ergriffen. In Osterreich wurde die Einfuhrung der Rot-WeiR-Rot-Card, eines
kriteriengeleiteten Punktesystems fur den Zugang von Drittstaatsangehorigen zum Arbeitsmarkt
abgeschlossen, wobei der Arbeitsmarkt auch fir qualifizierte Arbeitskréfte in Mangelberufen gedffnet
wurde. In Bulgarien wurde ein nationaler Qualifikationsrahmen eingefihrt, der dafr sorgt, dass die
Berufsausbildung von Studierenden und Arbeitskraften und die Anforderungen der Arbeitgeber an die
Schul- und Berufsbildungssysteme transparent sind. In Deutschland wurde ein Gesetz angenommen,
mit dem die Einkommensgrenze fur Migrantinnen und Migranten aus Drittstaaten, die Uber einen
Universitatsabschluss verfugen, abgesenkt wurde. In Lettland wurde ein Vorschlag zur Einfuhrung
eines Umzugsgeldes vorgelegt, das Arbeitskréfte als Ausgleich erhalten sollen, wenn sie in eine andere
Stadt ziehen, um dort zu arbeiten. In Ungarn fordert die Regierung die Mobilitét, indem sie zuvor
arbeitslos Gemeldeten Wohngeld gewahrt, wenn diese an einen Ort umziehen, der 100 km von ihrem
urspringlichen Wohnsitz entfernt ist.

Einige Mitgliedstaaten (AT, BE, ES, DK, IE, NL, HU, UK) haben Ma3nahmen ergriffen, damit
weniger Menschen frihzeitig aus dem Arbeitsmarkt aussteigen. In Osterreich wurden Reformen
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eingefuhrt, um die Zahl der Invaliditatspensionen zu senken. In Belgien wurde die Altersgrenze, ab der
dltere  Arbeitskrafte das Zeitguthabensystem nutzen konnen, heraufgesetzt und die
Vorruhestandsregelung fur Teilzeitbeschaftigte wurde abgeschafft. In Danemark miissen gemal? dem
Vorschlag fur die Reform der Erwerbsunféhigkeitsrente zunachst die Aktivierungsmal3nahmen
ausgeschopft werden, bevor eine Vorruhestandsregelung erwogen werden kann. In Spanien wird der
Zeitplan zur Anhebung des gesetzlichen Rentenaters beschleunigt, die Altersgrenze fir den
Vorruhestand wird von 61 auf 63 heraufgesetzt, wobei die Abzige fir Vorruhestandsregelungen
erhoht werden, und die Moglichkeit eines Tellruhestands wird fur zwei Jahre ausgesetzt. In Irland
koénnen Arbeitskréfte, die Leistungen bei Krankheit und Invaliditdt in Anspruch nehmen, gemal3 neuen
Mal3nahmen gleichzeitig arbeiten und die Einkommensunterstitzung in Anspruch nehmen, und das
gesetzliche Rentenalter wird bis 2028 auf 68 Jahre heraufgesetzt. In den Niederlanden wird das
Rentenalter bis 2023 allmahlich auf 67 erhoht; danach wird es moglicherweise an die Lebenserwartung
gekoppelt. In Ungarn wurde der Vorruhestand als Konzept abgeschafft. Die Regierung des Vereinigten
Konigreichs has kirzlich verlauten lassen, dass sie das Rentenalter an die Lebenserwartung koppeln
will.

Ein weiterer Schwerpunkt der Mal3nahmen ist die Verlangerung der Lebensarbeitszeit (AT, BE,
BG, DE, EE, FI, LU, PL, UK). In Osterreich haben &dltere Arbeitskrafte mit gesundheitlichen
Problemen Anspruch auf aktive arbeitsmarktpolitische Mal3nahmen, berufliche Wiedereingliederung
und Umschulung, Tellzeit- und Beschéftigungsbeihilfen. In Belgien missen Unternehmen mit mehr
as 20 Mitarbeitern bel Massenentlassungen die Altersstruktur des Unternehmens berticksichtigen; sie
sind ferner dazu verpflichtet, einen Jahresplan fir alle Arbeitskrdfte ab 45 zu erstellen. In der
Tschechischen Republik wird das Rentenalter infolge der Rentenreform von Ende 2011 jahrlich um
2 Monate heraufgesetzt, wobei keine Obergrenze vorgesehen ist. In Estland zielen die Mal3nahmen
schwerpunktmafldig auf dtere Arbeitskréfte, ihre Teilnahme am Prozess des lebenslangen Lernens und
die Erhaltung ihrer Gesundheit ab. In Finnland wird im Hinblick auf eine Verlangerung der
Lebensarbeitszeit darauf hin gearbeitet, die Qualitét des Arbeitslebens und das Wohlbefinden am
Arbeitsplatz zu steigern. In Luxemburg sind Unternehmen mit tUber 150 Mitarbeitern nun verpflichtet,
die dlteren Arbeitskréfte starker zu unterstitzen. In Polen werden die Lernangebote fir dtere
Menschen ausgebaut und ihre Qualitdt verbessert. Im Vereinigten Konigreich wurde das offiziell
geltende Rentenalter im Oktober 2011 abgeschafft.

Einige Mitgliedstaaten streben keine Verlangerung der Lebensarbeitszeit an. In der Tschechischen
Republik wird die von Ruhegehatsempfangern geleistete Arbeit stérker besteuert, was dazu fihren
durfte, dass die Beschéftigung alterer Menschen zurlickgeht. In Frankreich wurde die Moglichkeit der
Rente mit 60 Jahren fur digenigen, die ihr Berufsleben mit 18 begonnen haben und gentigend Beitrage
in das Sozialsystem eingezahlt haben, wieder eingefihrt. In Ungarn wurde das Rentenalter fir alle
Mitarbeiter des 6ffentlichen Dienstes, ausgenommen medizinisches Personal, gesetzlich verankert.

3.2. Forderung der Beschéftigung, insbesonder e bei jungen Menschen

Die Beschéaftigung junger Menschen wurde mit diversen Mal3nahmen gefordert; Zielgruppe waren
insbesondere junge Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine schulische oder berufliche
Ausbildung absolvieren. Finnland fuhrt eine umfassende Jugendgar antie ein, die gewahrleisten soll,
dass junge Arbeitslose bis Ende des 3. Monats ihrer Arbeitslosigkeit eine Beschéftigung finden, ein
Praktikum oder ein Studium aufnehmen oder wieder in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden.

Einige Lander (BE, BG, ES, CY, IE, PL, PT, SE and SI) fordern Initiativen fir eine bessere Qualitéat
von Ausbildungen und Praktika. In Belgien wurde von ein breit angelegtes Programm fir
Unternehmenspraktika eingefiihrt, das sich an junge Arbeitslose unter 25 richtet, die nach Ende der 6-
monatigen Eingliederungsphase in den Arbeitsmarkt noch keine Stelle haben. In Bulgarien werden
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Praktika in Haupt- und Nebenstellen von Behorden gefordert, die vorrangig fur junge Behinderte
gedacht sind. In Irland werden 5000 6 bis 9-Monats-Praktika angeboten, die es jungen Menschen
ermdglichen, ihre Kompetenzen in der Praxis anzuwenden und auszubauen. In Spanien wird ein
Schulungs- und Lehrvertrag ausgearbeitet und ein duales Berufshildungssystem eingefiihrt. In Polen
wurde ein Pilotprojekt fur Arbeitslose unter 30 Jahren aufgelegt, das individuelle Betreuung sowie
Praktikums- bzw. Ausbildungsgutscheine bietet. In Portugal werden berufsbezogene Praktika und
Stellenvermittlung unterstitzt. In Slowenien erhalten junge Arbeitdose unter 30 eine auf 15 Monate
befristete Stelle und die Regierung fordert ferner freiwillige Praktika bel den Steuer- und
Antikorruptionsbehdrden. In Schweden zahlt die Regierung den Unternehmen jahrlich bis zu
2 750 EUR pro Auszubildendem, damit mehr Ausbildungsplétze in Unternehmen geschaffen werden;
in den Jahren 2014-16 sollen die staatlichen Beihilfen weiter angehoben werden.

Andere konkrete Mal3nahmen zugunsten junger Menschen, die weder eine Arbeit haben noch eine
schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, setzen bel der beruflichen Bildung (DE, LV, FI),
der Ausbildung am Arbeitsplatz (LT) und der finanziellen Unterstitzung (HU) an. In Deutschland
finden junge Menschen mit Migrationshintergrund nun leichter einen Ausbildungsplatz. In Litauen
unterstiitzt ein Projekt zur Foérderung der Jugendbeschaftigung Arbeitskréfte unter 29 durch
Lohnzuschiisse und Kostenzuschiisse bei der Aneignung von Kompetenzen am Arbeitsplatz. In
Lettland haben Arbeitdose im Alter von 15-24 Jahren die Moglichkeit, in einer berufsbildenden
Einrichtung 9 Wochen lang in drel verschiedene Berufsbilder hineinzuschnuppern. In Ungarn wird
eine Erstbeschéftigung garantiert, bel der den Arbeitgebern der volle Lohn samt Bruttolohn und
Sozialabgaben erstattet wird.

In einigen Mitgliedstaaten (BG, CZ, FR, IE, IT, LU, RO und SK) wurden Partnerschaften mit den
Sozialpartnern eingegangen, um hochwertige Ausbildungs- und Praktikumsvertrdge zu férdern. In
Bulgarien werden Investitions- und Arbeitskosten bezuschusst oder Ubernommen, die bel der
Schaffung von Stellen fir junge Menschen entstehen. In der Tschechischen Republik werden im
Rahmen eines mit ESF-Mitteln geforderten Projekts die Kosten von Praktika bei Unternehmen
gefdrdert/bezuschusst, vor allem fir Hochschulabsolventinnen und -absolventen und Menschen ohne
Berufserfahrung, die ihre Qualifikation weiter ausbauen mussen. In Irland werden nun zusétzliche
Ausbildungsplétze fur Arbeitslose eingerichtet; hierbei arbeiten Arbeitgeber bzw. Unternehmen und
Ausbildungseinrichtungen zusammen. In Rumanien sind Unternehmen fir jede Arbeitskraft unter
25 Jahren, die sie einstellen, ein Jahr lang von der Entrichtung der Sozialabgaben befreit. In der
Slowakel werden Stellen in der Privatwirtschaft ein Jahr lang bis zur Hohe des Mindestgehalts
bezuschusst; der Arbeitgeber sollte die Kosten mindestens 6 Monate lang Gibernehmen.

Eine Reform der Arbeitsschutzregelungen wurde nur in wenigen Mitgliedstaaten durchgefthrt (HU,
SK und IT). In Ungarn betrafen die Anderungen u.a die Regelung der Mehrfachbeschaftigung,
flexible Arbeitszeitregelungen und die Vereinfachung der Entlassungsbedingungen. In Portugal wurde
die Zahl der Tage, fur die eine Abfindung gezahlt wird, bei unbefristeten wie befristeten
Arbeitsverhdlitnissen auf 20Tage pro Arbetgahr reduziet und die Bedingungen fir
Einzelentlassungen aus wirtschaftlichen Grinden wurden gelockert. In Italien wurden die
Rechtsvorschriften zu unrechtméfdigen Entlassungen in Unternehmen mit mehr as 15 Beschéftigten
dahingehend Uberarbeitet, dass der Austritt aus dem Arbeitsmarkt flexibler wird, und es wurden
Regelungen eingefihrt, die die missbréauchliche Verwendung atypischer Arbeitsvertrége eindammen
sollen. In der Slowakei wurden maximale Dauer und Anzahl aufeinanderfolgender befristeter
Arbeitsverhdltnisse beschrankt und die Ausnahmeregelungen fir Zeitarbeitsagenturen wurden
abgeschafft.

Nur wenige Mitgliedstaaten machen bei der Anpassung der Aus- und Weliterbildungssysteme an
die Arbeitsmarktanforderungen Fortschritte (BE, IE, LT, MT und SK). In Irland soll Arbeitslosen
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und zuvor Selbststéndigen dabei geholfen werden, den Anschluss an den Arbeitsmarkt nicht zu
verlieren, indem sie Zugang zu Teilzeitangeboten von Hochschulen und Schulungsmoglichkeiten
erhalten, um ihre Kenntnisse in Bereichen zu erweitern bzw. aufzufrischen, in denen sich nachhaltige
Beschéaftigungsmdglichkeiten ergeben durften. In Lettland werden die Qualifikationen in mehreren
Etappen erfasst, um besser Uber die Struktur der Kompetenznachfrage zu informieren und um
festzustellen, welche Fachkenntnisse am ehesten gefragt sind. In Malta werden die Studierenden durch
Steuergutscheine in Hohe von bis zu 80% der angefalenen Kursgebihren angehalten, sich
weiterzubilden und Qualifikationen zu erwerben, die die Wirtschaft benétigt. In der Slowakei wurde
vor Kurzem das Berufshildungs- und Schulungsgesetz angenommen, das die Berufsbildung stérker mit
den Arbeitsmarktanforderungen verknipfen soll. Darlber hinaus wurden in Belgien in adlen
Gemeinden Mal3nahmen ins Leben gerufen, damit die Berufsbildung qualitativ hochwertiger, flexibler
und besser auf die Arbeitsmarktanforderungen abgestimmt wird.

Diverse Mal3nahmen wurden ergriffen, um die Qualitéat und die Finanzierung von Universitaten zu
Uberprifen (IT, LV und MT). Italien hat Schritte unternommen, um die Finanzmittel zu kirzen; die
Studiengebihren sollen dabei um 25 bis 100 % steigen. Im Hinblick auf Stipendien hat nur Malta
angekindigt, die beiden Stipendienprogramme weiter zu betreiben. Lettland hat eine grof3angelegte
Bewertung von mehr als 800 Hochschulstudiengangen durchgefihrt; ferner sind mehrere Reformen
angedacht, einschliellich einer Uberarbeitung des Zulassungsverfahrens, der Entwicklung eines neuen
Finanzierungsmodells fir die Universitédten und einer Reform der Verwaltung der Universitéten.

Obwohl das europdische Semester zur Prioriserung von wachstumsfreundlichen offentlichen
Ausgaben aufruft, gibt es Hinweise darauf, dass Einsparungen zulasten der Investitionen in die
Bildung vorgenommen werden. Eine erhebliche Anzahl an Mitgliedstaaten hat die Ausgaben fur die
Bildung in den beiden Jahren 2011 und 2012 (EE, IT, LV, LT, UK) bzw. entweder im Jahr 2011 oder
im Jahr 2012 (BE, BG, IE, FR, CY, HU, PL, RO, SK, FI) gekiirzt. Auch in Spanien fokussieren sich
die Diskussionen zur Haushaltskonsolidierung auf Bildungsthemen. Im Gegensatz hierzu blieben die
Budgets in der Tschechischen Republik, in Danemark, Luxemburg, Malta und Osterreich stabil oder
wurden aufgestockt.

3.3. Schutz benachteiligter Gruppen

Diverse Mitgliedstaaten haben Schritte im Hinblick auf die Effizienz der Sozialschutzsysteme (EE,
LV und ES) unternommen. In Estland wird die Verfligbarkeit von Arbeitslosenunterstiitzung ab 2013
deutlich steigen, dies stellt eine Begleitmal3nahme und auch ein Gegengewicht zur Arbeitsrechtreform
aus dem Jahr 2009 dar. In Irland erhalten gefdhrdete Bevolkerungsgruppen trotz der algemeinen
Einschnitte bei den Sozialeistungen immer noch eine Einkommensunterstiitzung, wenn auch in
geringerer Hohe. In Lettland héngen die Leistungen bei Arbeitslosigkeit nun nicht mehr von der
Versicherungszeit ab, sondern decken nur noch bis zu neun Monate ab. In Spanien wird das
Mindesteinkommenssystem an die Dauer des Erwerbslebens des Antragstellers bzw. der
Antragstellerin gekoppelt.

Manche Mitgliedstaaten haben Fortschritte bel der Umsetzung der Strategien zur aktiven
Eingliederung gemacht, die sich auf angemessene Einkommensunterstiitzung, integrative
Arbeitsmérkte und Zugang zu hochwertigen Dienstleistungen konzentrieren (AT, DK, FI, FR, MT, PL
und SE). In Osterreich wurde ein Aktionsplan Behinderung angenommen, der MalRnahmen im Bereich
Diskriminierungsschutz, Zuganglichkeit, Pflege, Bildung, Beschaftigung und sel bstbestimmtes Leben
abdeckt. In Déanemark wurde im Juni 2012 eine groflangelegte Reform der Invaliditétsrenten
angenommen, die den Zugang der Ubervierzigjahrigen einschrankt und Rehabilitationsteams fir die
Unterstitzung von Gesundheit, Beschéftigung, Bildung und sozialer Dienste vorsieht. In Malta werden
Freiwilligenorganisationen durch finanzielle Unterstiitzung angehalten, benachteiligte Personen zu
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beschéftigen. In Schweden mdchte die Regierung die Position gefahrdeter Bevolkerungsgruppen auf
dem Arbeitsmarkt weiter starken, indem mehr aktive Arbeitsmal3nahmen fir Langzeitarbeitslose und
Menschen mit schwachem Stand auf dem Arbeitsmarkt angeboten werden. In Portugal wurde ein
Markt fur soziale Mietwohnungen geschaffen, um den am stérksten geféhrdeten Personen Zugang zu
bezahlbaren und hochwertigen Wohnungen zu bieten.

Im Bezug auf den Zugang zu Dienstleistungen, die die Integration in den Arbeitsmarkt und die
Gesellschaft unterstiitzen, wurden nur wenige Mal3nahmen eingeleitet (CZ, IE und PL). In der
Tschechischen Republik wird auf lokaler Ebene ein Mikroprogramm fir bessere Wohnverhaltnisse
und die Umschulung derjenigen sozial ausgegrenzten Familien (insbesondere der Roma) angeboten,
die ihren Kindern einen vollzeitigen Grundschulbesuch ermdglichen. In Irland unterstitzt der ESF
Programme, die mit Arbeitsplétzen bzw. Weiterbildung und Schulungen Migrantinnen und Migranten
finanzielle Unabhéngigkeit und eine bessere soziale Integration bieten. In Polen wurden die
Einkommenskriterien fur die Unterstitzung von erwerbstdtigen Armen angehoben, ebenso wie die
Hohe der Sozialhilfegeldieistungen u. a. fir Ausldnderinnen und Auslander und Flichtlinge, die an
Sprachkursen teilnehmen.

22



	Zum Zeitpunkt der Herausgabe des Berichts stellt sich die Lage wie folgt dar:
	Die Konjunkturerholung ist zum Stillstand gekommen. Die Beschäftigung nimmt ab und die Aussichten für 2013 sind trübe. In Bezug
	Die Arbeitslosigkeit steigt wieder; im Euroraum hat sie ein nie dagewesenes Niveau erreicht, wobei die Langzeitarbeitslosigkeit
	Die Unterschiede bei den Arbeitslosenquoten zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten haben drastisch zugenommen ? sie verdeutlich
	Das Durchschnittseinkommen der Haushalte ist in vielen Mitgliedstaaten rückläufig und aktuelle Daten belegen, dass Armut und so
	Die Wirkung des Sozialschutzes als automatischer Stabilisator hat sich seit 2010 abgeschwächt, was zu einem Anstieg der Armutsr
	1. JÜNGSTE ARBEITSMARKTTRENDS UND SOZIALE ENTWICKLUNGEN
	2. GROSSE ARBEITSMARKTPOLITISCHE HERAUSFORDERUNGEN
	3. DURCHFÜHRUNG STRUKTURELLER ARBEITSMARKTREFORMEN
	3.1. Mobilisierung der Arbeitskräfte für mehr Wachstum
	3.2. Förderung der Beschäftigung, insbesondere bei jungen Menschen
	3.3. Schutz benachteiligter Gruppen


